
An das

Bundesministerium
für Finanzen

Himmelpfortgasse 4 - 8 Zl 300.117/001-Pr/1/99
1010  W i e n

Betrifft: Entwurf eines  Bankenaufsichts-
behördengesetzes (BABG) -

Begutachtung

Der Rechnungshof bestätigt den Erhalt des mit Schreiben vom 28. April 1999, Zl 23 1009/11-V/14/99, übermittelten Entwurfes

eines Bankenaufsichtsbehördengesetzes (BABG) und erlaubt sich, hiezu wie folgt Stellung zu nehmen:

Die im Vorblatt bzw den Erläuterungen zu § 80 BWG (= Art I Z 144) enthaltenen Hinweise, wonach sich die Neuregelung der

Bankenaufsicht im Hinblick auf die vorgeschlagene Drittelung der Aufsichtskosten für den Bund weitgehend kostenneutral

darstellen bzw keine Mehrbelastung bringen wird, entsprechen in dieser kursorischen Darstellung nicht den Anforderungen des

§ 14 BHG und den hiezu ergangenen Richtlinien des BMF, wie sie unter BGBl I Nr 50/1999 veröffentlicht wurden.

Von dieser Stellungnahme werden ue 25 Ausfertigungen dem Präsidium des Nationalrates und je zwei Ausfertigungen dem

Herrn Staatssekretär im Bundesministerium für Finanzen, Dr Wolfgang Ruttenstorfer, übermittelt.

17. Mai 1999

Der Präsident:

Fiedler

Für die Richtigkeit
der Ausfertigung:
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